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GZ.: M/BP/01742/2017 
 

Hamburg, den 29. November 2017 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

Öffnungszeiten: 
Mo, Fr 
von 09.00 bis 12.00 Uhr 
Di, Do  
von 09:00 bis 15:00 Uhr 
Mi - geschlossen                    
Bauberatung findet nur nach 
Terminvereinbarung statt. 
 
 
 
 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
U1 Steinstraße 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Verfahren Baugenehmigungsverfahren nach § 62 HBauO 
Eingang 31.05.2017 
 
Grundstück  
Belegenheit ### 
Baublock 141-001 
Flurstücke 04888  in der Gemarkung: Finkenwerder Nord 

 
 
Neubau von Außenanlagen unmittelbar das Gebäude H 202 umgebend 
(ohne Vorfeldflächen, Betriebsstraßen und Flugbetriebsflächen nach LuftVG) 
 
 
GENEHMIGUNG 
 
Nach § 72 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) in der geltenden Fassung wird 
unbeschadet der Rechte Dritter die Genehmigung erteilt, das oben beschriebene 
Vorhaben auszuführen. 
 
Dieser Bescheid gilt nach § 58 Absatz 2 HBauO auch für und gegen die 
Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger. 
 
Die bauordnungsrechtliche Genehmigung erlischt nach § 73 Absatz 1 HBauO, wenn 
innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausführung des Vorhabens nicht 
begonnen oder die Ausführung länger als ein Jahr unterbrochen worden ist. 
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Sie kann auf schriftlichen Antrag nach § 73 Absatz 3 HBauO jeweils um bis zu einem Jahr 
verlängert werden. 
 
Dieser Bescheid schließt ein: 
 
1. Gemäß den §§ 8, 10, 13 und 18 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 

(WHG) i.V.m. dem Hamburgischen Wassergesetz (HWaG) wird der Firma Airbus 
Operations GmbH auf der Grundlage der bestehenden wasserrechtliche Erlaubnis 
Nr. 4/3 AI 82 vom 22.12.2003 widerruflich erlaubt, das nicht nachteilig veränderte 
Niederschlagswasser von der unmittelbar um das Gebäude H202  liegende Fläche 
über die Einleitungsstelle „Pumpwerk A“ in die Elbe einzuleiten (vgl. Lageplan 
Oberflächen Nr. 170018 Anlage 2 Blatt 1 Index 00 vom 22.05.2017). Die 
Vorfeldfläche am Gebäude H202 ist nicht Gegenstand dieser Genehmigung. 

 
Planungsrechtliche Grundlagen 
  
Bebauungsplan Finkenwerder 37 
 mit den Festsetzungen: Fläche für den Luftverkehr 
 Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 
 
 
Ausführungsgrundlagen 
   
Bestandteil des Bescheides  
 
- die Vorlagen Nummer 
   
 3 Lageplan WGS 84-Koordinaten 
 4 Übersichtsplan 
 5 Lageplan / Oberflächen 
 17 Baubeschreibung 
   
Sie sind im Rahmen des gesetzlich geregelten Prüfungsumfanges verbindlich. 
Die Grüneintragungen in den Vorlagen sind zu beachten. 
 
Der Prüfung des Artzenschutzes lag zugrunde: 
 
 21 Artenschutzanalyse  Stand: 21.08.2017 
 
Genehmigungseinschränkungen (aufschiebende Bedingung) 
 
2. Mit den entsprechenden Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn über 

folgende Prüfgegenstände ein Ergänzungsbescheid erteilt worden ist: 
 

2.1. Prüfung der abwasserrechtlichen Belange - 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
Diese Einschränkungen verlängern nicht die Geltungsdauer der Genehmigung nach 
§ 73 Absatz 1 HBauO. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch bei der im Briefkopf bezeichneten Dienststelle einlegen (§ 70 VwGO). 
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Der Bescheid umfasst auch die 
 
 ### 
 ### 
 ### 
 ### 
 ### 
 
 
  
 
 
 
Unterschrift 
 
Gebühr 
 
Über die Gebühr ergeht ein gesonderter Bescheid. 
   
 
Weitere Anlagen 
 
 Formblatt - Mitteilung über die Innutzungnahme 
 Anlage - Statistikangaben zur Umsetzung des HmbTG 
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Anlage 1 zum Bescheid 
 
BAUORDNUNGSRECHTLICHE AUFLAGEN UND HINWEISE 
 
Zuständige Stelle für die Überwachung 
 
Bezirksamt Hamburg-Mitte 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Fachamt Bauprüfung 
Klosterwall 6 (City-Hof, Block C) 
20095 Hamburg 
 
 
AUFLAGEN 
 
Folgeeinrichtungen 
 
3. Folgende Fahrradplätze sind erforderlich: 
 

3.1. Durch Herrichtung der Außenanlagen entsteht kein Bedarf an Fahrradplätzen 
(§ 48 Abs. 1 HBauO). 

 
4. Folgende Kfz-Stellplätze sind erforderlich: 
 

4.1. Durch die Herrichtung der Außenanlagen entsteht kein Bedarf an Stellplätzen 
(§ 48 Abs. 1 HBauO). 

 
HINWEISE 
 
5. Der Beginn der Ausführung ist der Bauaufsichtsbehörde spätestens eine Woche 

vorher mitzuteilen (§ 72a Abs. 4 HBauO). 
Bitte verwenden Sie dafür den Vordruck in dem Onlinedienst "Anzeige Bau-, 
Abbruch- und Wiederaufnahmebeginn" auf der Internetseite gateway.hamburg.de. 

 
6. Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung 

mindestens zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen. 
Dies gilt nicht für die Beseitigung von Anlagen und die Errichtung von nicht 
baulichen Werbeanlagen (§ 77 Abs. 2 HBauO). 

 
7. Weitere Hinweise, Merkblätter und Broschüren für Ihre Bauausführung finden Sie 

unter dem Link: 
"http://www.hamburg.de/baugenehmigung/583468/start-merkblaetter.html".
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Anlage 2 zum Bescheid 
 
AUFLAGEN UND HINWEISE ZUR EINLEITUNG VON ABWASSER 
 
Zuständige Stelle für die Überwachung 
 
Behörde für Umwelt und Energie 
Amt für Immissionsschutz und Betriebe 
IB 1 - Betrieblicher Umweltschutz 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg 
E-Mail: joerg.okemann@bue.hamburg.de 
 
 
HINWEISE 
 
8. Die durch die beantragte Maßnahme erforderliche Anpassung der bestehenden 

wasserrechtliche Erlaubnis Nr. 4/3 AI 82 vom 22.12.2003 wird von der zuständigen 
Wasserbehörde BUE/IB13 im Rahmen der zurzeit bei der BUE in Überarbeitung 
befindlichen wasserrechtlichen Erlaubnis für das Gesamtwerk veranlasst. 
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Anlage 3 zum Bescheid 
 
BODENSCHUTZRECHTLICHE AUFLAGEN UND HINWEISE 
 
Zuständige Stelle für die Überwachung 
 
Behörde für Umwelt und Energie 
Amt für Umweltschutz 
U 2 - Bodenschutz \ Altlasten 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg 
E-Mail: U2Baugenehmigungen-stellungnahmen@bue.hamburg.de 
 
 
AUFLAGEN 
 
9. Das o.g. Bauvorhaben soll auf einem Teil der Altlastverdachtsfläche 5432-002/14 

ausgeführt werden.Gegen das Bauvorhaben bestehen aus Sicht des Grundwasser- 
und Bodenschutzes seitens BUE-U23 keine Bedenken, wenn folgende 
Nebenbestimmungen (Auflagen und Bedingungen) berücksichtigt werden: 
 

10. Das geplante Bauvorhaben soll in der Elbmarsch errichtet werden. In diesem 
Gebiet sind organische Weichschichten (Klei und Torf) im Untergrund vorhanden. 
Infolge von Zersetzungsprozessen in diesen Böden können auf natürliche Weise 
Bodengase (Methan [CH4] und Kohlendioxid [CO2]) entstehen. Die Bodengase 
können bis in die oberflächennahen Bodenschichten aufsteigen und sich 
insbesondere unter versiegelten/bebauten Flächen anreichern und ggf. in bauliche 
Anlagen eindringen. Weiterführende Informationen zu dieser Thematik können der 
Broschüre „Methan aus Weichschichten, Sicheres Bauen bei Bodenluftbelastung“ 
unter: www.hamburg.de\altlasten entnommen werden. Diese Broschüre liegt auch in 
den Umweltdienststellen der Bezirksämter und dem Foyer der Behörde für Umwelt 
und Energie als Druckexemplar aus. 
 

11. Bei der Errichtung des Gebäudes sind vorsorglich bauliche Sicherungsmaßnahmen 
zur Verhinderung von Gasansammlungen und Gaseintritten in das Gebäude 
vorzusehen (§ 16 HBauO). Die baulichen Sicherungsmaßnahmen bestehen im 
Einzelnen aus: Horizontale Flä-chendränage (mindestens 30 cm) aus Material mit 
guten Dränageeigenschaften gem. DIN 18196 (z.B. schluffarmer Sand oder Kies) 
unterhalb der Bodenplatte. Baufolie zwischen Flächendränage und Bodenplatte zum 
Schutz vor Zementschlämmen. Vertikale Gasdränage bis zur Geländeoberkante, die 
direkt an die horizontale Flächendränage angeschlossen wird. Die Anforderungen 
bezüglich Material und Schüttbreite entsprechend den Anforderungen an die 
horizontale Flächendränage. Die vertikale Gasdränage ist an der Geländeoberfläche 
dauerhaft diffusionsoffen zu halten. Durchbrüche ( > DN 100) 
in Frostschürzen, Fundamentbalken, Streifen- und Ringfundamente zur Vermeidung 
gefangener Räume. Diese werden direkt unterhalb der Bodenplatte (auf Höhe der 
horizontalen Flächendränage) in einem Abstand von 2-3 m angeordnet. Gasdichte 
Leitungsdurchführungen der Ver- und Entsorgungsleitungen durch die 
Gebäudesohle und unterirdische Kelleraußenwände. 
 

12. Alternativ kann durch ein Bodenluftgutachten der Nachweis der Unbedenklichkeit 
der Bodenluftzusammensetzung auf dem Grundstück erbracht werden oder durch 
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ein Baugrundgutachten nachgewiesen werden, dass die Weichschichtenmächtigkeit 
auf dem Grundstück 2 Meter unterschreitet. Nachträgliche Gutachten sind der 
Bauaufsichtsbehörde zur Prüfung einzureichen. Das Untersuchungskonzept für ein 
Bodenluftgutachten und die aus der Prüfung und Bewertung der 
Untersuchungsergebnisse ggf. resultierenden Maßnahmen sind mit der Behörde für 
Umwelt und Energie, Amt für Umweltschutz, Referat U23 (Tel.040/42840-4181) 
abzustimmen. 
 

13. Das bei der geplanten Umbaumaßnahme anfallende Aushubmaterial ist 
entsprechend dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (1. Juni 2012) vom Bauherrn 
ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Bei der Verwertung sind die 
„Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – 
Technische Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA)“ zu 
berücksichtigen (vgl. Amtlicher Anzeiger der FHH Nr. 50 vom 27.06.2006, siehe 
auch Hinweise im Internet unter www.hamburg.de/abfall, Stichwort „Verwertung von 
mineralischen Abfällen in Hamburg“). 
 

14. Sollten während der Bauarbeiten Auffälligkeiten im Untergrund festgestellt werden 
(Verfärbungen des Bodens, bodenuntypischer Geruch), ist das Amt für 
Verbraucherschutz des Bezirksamtes Hamburg Mitte, M / VS 315, Klosterwall 2 
(Block A), 20095 Hamburg, Tel.: 28.54-4673 umgehend zu benachrichtigen. Der 
Baubeginn ist vorab ebenfalls dieser Dienststelle anzuzeigen. 
 

15. Für die geplante Pfahlgründung ist ein Verfahren zu wählen, das eine 
Verschleppung von Schadstoffen aus der Auffüllung durch die Kleischicht in den 
obersten Hauptwasserleiter verhindert. Das Gründungsverfahren ist mit der BUE-
U23- (Tel.: 42840-5339, Email: stephan.dozel@bue.hamburg.de) abzustimmen. 
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Anlage 4 zum Bescheid 
 
LUFTVERKEHRSRECHTLICHE AUFLAGEN UND HINWEISE 
 
Zuständige Stelle für die Überwachung 
 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
Amt Verkehr und Straßenwesen 
Mobilität 
Alter Steinweg 4 
20459 Hamburg 
E-Mail: Baugenehmigung-VM2@bwvi.hamburg.de 
 
 
AUFLAGEN 
 
16. Die Lichtmasten sind mit einer Tage- und Nachtkennzeichnung gemäß „Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV; NfL I – 1-
950-17 vom 08.02.2017)“ zu versehen. 

 
17. Bei der Umsetzung des Bauvorhabens zum Einsatz gelangendes Baugerät ist hier 

gesondert zur Genehmigung vorzulegen. 
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Anlage 5 zum Bescheid 
 
NATURSCHUTZRECHTLICHE AUFLAGEN UND HINWEISE 
 
Zuständige Stelle für die Überwachung 
 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Amt für Naturschutz, Grünplanung und Energie 
NGE 3 - Naturschutz 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg 
E-Mail: Baugenehmigung-NGE3@bue.hamburg.de 
 
 
HINWEISE 
 
18. Auf Grundlage der eingereichten  faunistischen Potenzialanalyse wird ein 

Ausgleichsbedarf für ein potenzielles Revier der europäischen Vogelart Feldlärche 
gesehen. (§ 44 Abs. 1 BNatSchG).  
Die Flächenfestsetzung erfolgt im Parallelverfahren nach Luftverkehrsgesetz (GZ: 
768.2432-016 Erweiterung Vorfeld 2 auf dem Betriebsteil Mühlenberger Sand) für 
die Gesamtbaumaßnahme mit einer Flächeninanspruchnahme von ca. 3,8 ha 
(Vorfelderweiterung, Flightlline-Gebäude und Außenanlagen am Gebäude), da 
diese im räumlichen Zusammenhang zu sehen sind.
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Anlage 
 
STATISTIKANGABEN ZUR UMSETZUNG DES HmbTG 
 
Dieser Bescheid wird im Transparenzportal Hamburg veröffentlicht (§ 3 Abs. 1 Nr. 13 
HmbTG). Vor der Veröffentlichung werden persönliche Daten aus dem Dokument 
entfernt. 
 
Für das Transparenzportal wird der Bescheid um folgende Angaben ergänzt: 
 
Art der Baumaßnahme: Errichtung 
Art der beantragten Anlage: Lager-, Ausstellungsplatz; Mast, Antenne oder ähnliche 
Anlage; Sonstige bauliche Anlage 
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